
1352 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvo~lage (421 der Beila-' 'Finanz- und Budgetausschliß in der Sitzung am 
gen): Bundesgesetz über die Bereinigung der 19. Juni 1969 vorgelegt. Der Unterausschuß hat 
Eigentumsverhältnisse an Ktinst- und Kultur- insbesondere durch Knderungen im Titel des 
gut (Kunst-. und Kulturgut-Bereinigungs- Gesetzentwurfes und durch Beifügung einer An-

gesetz) lage klargestellt, daß es sich nicht um ein allge­
meines Kunst- und Kulturgut-Bereinigungsgesetz 

Die Bundesregierung hat am 9. März 1967 den handelt, sondern lediglich um die Bereinigung der 
Entwurf eines Kunst- und Kulturgut-Bereini- Eigentumsverhältnisse des im Gewahrsam des 
gungsgesetzes im Nationalrat eingebracht, da ins- Bundesdenkmalamtes befindlichen Kunst- und 
besondere in der Zeit zwischen 1945 und 1960 Kulturgutes, das nunmehr in der Anlage aufge­
dem Bundesdenkmalamt Bilder, wissenschaftliche zählt ist. Darüber hinaus hat der Unterausschuß 
Werke, Münzen, kunsthandwerkliche Gegen- - insbesondere im Hinblick auf den Wohnsitz 
stände sowie überhaupt Kunst- und Kulturgüter zahlreicher möglicher Anmelder im Ausland -
aller Art zugekommen sind, deren Eigentümer vorgeschlagen, die Anmeldefrist im § 2 des Ge-:­
nicht festgestellt werd~n konnten. Das Bundes- setzentwurfes zu verlängern, anderseits aber auch 
denkmalamt, das solches Kunst- und Kulturgut die Fristen im § 3 zu verkürzen, damit sich die 
in Gewahrsam übernommen hat, war im Laufe Bereinigung nicht auf Jahre erstreckt. Der erste 
der Jahre um eine Klärung der Eigentumsverhält- Satz des § 4 Abs. 2 wurde nicht zuletzt aus Grün­
nisse bemüht. In vielen Fällen ist es ihm aber den der Verwaltungsvereinfachung gestridlen. Im 
nicht gelungen, die Eigentümer auszuforschen. I § 5 wurden ebenfalls Knderungen der Fristen 
Der vorliegende Gesetzentwurf sieht deshalb eine I vorgenommen. Im Hinblick auf die baldige Liqui­
Bereinigung der noch ungeklärten Eigentumsver- dation der "Sammelstellen" wurde § 8 der Re­
hältnisse innerhalb eines Zeitraumes von etwa gierungsvorlage völlig neu gefaßt. Die .übrigen 
zwei bis drei Jahren vor. Ein eigenes Gesetz er- vorn Unterausschuß vorgeschlagenen Knderungen 
scheint hiezu notwendig, weil auf dem Boden des betreffen vor allem Klarstellungen bzw. mußte 
geltenden Rechtes (§ 366 ABGB.) eine solche Be- auch dem späteren Inkrafttreten des Gesetzes 
reinigung wohl niemals herbeigeführt werden Rechnung getragen werden. 
könnte. Der Finanz- und Budgetausschuß hat den vom 

Der Finanz- und Budgetausschuß, dem diese Unterausschuß vorgeschlagenen Gesetzentwurf in 
Regierungsvorlage zur Vorberatungzugewiesen seiner Sitzung am 19. Juni 1969 in Anwesenheit 
wurde, . hat den Gesetzentwurf erstmals am des Bundesministers für Finanzen Dr. Kor e n 
16. Mai 1967 in Verhandlung genommen. Es nach einer Debatte, an der sich außer dem Be­
wurde zur gründlichen Vorberatung des Gesetz- richterstatter die Abgeordneten Dr. S t a r i b a­
entwurfes ein Unterausschuß eingesetzt, dem die ehe r, Dr. Stella K lei n -.L ö wund Dr; M u s­
Abgeordneten Gab r i eie, G run dem a n n - s i I beteiligten, einstimmig angenommen. 
F alk e n b erg, Dr. Stella K 1 ein - L ö w, K 0- Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 

. ni r, Ku I h a n e k, Mac h u n z e, Pet e r, den Ahnlt rag, der NGationalrat wolle defm ,a n- . /. 
S k r i t e kund S t r ö e r angehörten. Dieser g es C 0 S sen e n e set zen t w ur samt 
Unterausschuß hat den Gesetzentwurf in vier Sit- Anlage die verfas.sungsmäßige Zustimmung er­
zungen einer eingehenden Vorberatung unter- teilen. 
zogen lind das Ergebnis seiner Tätigkeit dem Wien, am 19. Juni 1969 

Grundemann-Falkenberg 
Berichter~tatter 

Machunze 
Obmann 
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2 1352 der Beilagen 

Bundesgesetz vom über 
die Bereinigung der Eigentumsverhältnisse 
des im Gewahrsam des Bundesdenkmalamtes 

be6ndlichenKunst- und Kulturgutes 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist 
die Bereinigung der Eigentumsverhältnisse an 
dem im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
BundesgesetZes im Gewahrsam ·des Bundes­
denkmalamtes befindlichen Kunst- und Kultur­
gut (laut Anlage); dessen Eigentümer bisher nicht 
festgestellt werden konnten. 

(2) Die Anmeldestelle (§ 2 Abs. 1) hat gemäß 
des in der Anlage zahlenmäßig angeführten 
Kunst- und Kulturgutes im "Amtsblatt zur Wie­
ner Zeitung" vom 2. September 1969 eine 
Liste mit einer Beschreibung zu verlautbaren. 

§ 2. (1) PersOnen, die das Eigentumsrecht an 
dem in der Liste (§, 1 Abos. 2) enthaltenen Kunst­
und Kulturgut behaupten, können ihren An­
spruch auf Herausgabe bei der Finanzlandesdirek­
tion für Wien,. Niederösterreich und Burgen­
land - im folgenden Anmeldestelle genannt -
anmelden. Die Anmeldung muß bei sofortiger 
Verwirkung spätestens am 31. Dezember 1970 
bei der Anmeldestelle eingelangt sein. 

(2) Die Ansprüche sind ausschließlich nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes geltend zu 
machen. 

,(3) , Personen, . die durch Rechtsgeschäfte oder 
Rechtshandlungen der im §. 1 des Bundesgesetzes 
vom 15. Mai 1946, BGBI. Nr. 106, über die Nich­
tigkeit von Rechtsgeschäften und sonstigen 
Rechtshandlungen, die während der deutschen 
Besetzung österreichs erfolgt sind, bezeichneten 
Art in den Besitz des Kunst- und Kulturgutes 
gekommen sind, können Ansprüche auf dessen 
Herausgabe nicht geltend machen. 

§ 3. (1) Die Anmeldung ist in doppelter Aus­
fertigung einzubringen und muß Angaben ent­
halten, aus denen zu ersehen ist, worauf der 
Anspruch gestützt wird: Beweisurkunden sind im 
Original oder in beglaubigter Abschrift an-

i 
i 
I· 

zuschließen. Wenn Personen, die 1m Ausland 
wohnhaft sind, ihre Anmeldungen durch einen 
:ßevollmächtigten einbringen, muß ihre Unter­
s·chrift auf der Vollmacht, die nicht älter als drei 
Jahre sein darf, beglaubigt sein. 

(2) Die rechtzeitig eingebrachten Anmeldungen 
(§ 2 Abs. 1) sind von der Anmeldestelle in recht­
licher und tatsächlicher Hinsicht zu prüfen. 

(3) Der Anmelder hat auf Verlangen der An­
meldestelle innerhalb einer ihm gesetzen ange­
messenen Frist zur Klärung des Sachverhaltes er­
f(·rderliche ergänzende Angaben zu machen oder 
Beweismittel anzugeben oder vorzulegen. Können 
Angaben nicht gemacht oder Beweismittel nicht 
erbracht werden, so sind die Gründe hiefür inner­
halb der von der Anmeldestelle festgesetzten 
Frist anzugeben. 

(4) Ist der Anmelder nach Einbringung seiner 
Anmeldung vers.torben, so ist die weitere Be­
handlung der Angelegenheit mit seinen Rechts­
nachfolgern fortzusetzen. Die in den §§ 4 und 5 
festgesetzten Fristen werden his zum Abschluß 
des Verlassemchaftsverfahrens oder, falls die 
Durchführung des Verlassenschaftsverfahrens der 
inländischen Gerichtsbarkeit entzogen ist, bis 
zum AbsChluß eines allfälligen ähnlichen Ver­
fahrens im Ausland unterbrochen. 

§ 4. (1) Kommt die A,nmeldestelle zur über­
zeugung, daß ein Herausgabeansprudl besteht, 
sc hat sie den Anmelder nach Ablauf der An­
meldefrist davon zu verständigen, daß sie den 
Eigentumsanspruch anerkennt. Gleichzeitig sind 
dem Anmelder die Bedingungen bekanntzugeben, 
unter welchen der Gegenstand herausgegeben 
wird (Abs. 2). 

(2) Sind dem Anspruchsberechtigten im Zuge 
eines nichtigen das herauszugebende Kunst- und 
Kulturgut betreffenden Rechtsgeschäftes Gegen­
leistungen zugekommen, so darf das Kunst- und 
Kulturgut nur Zug um Zug gegen Erstattung der 
Gegenleistung herausgegeben werden .. Ansprüdle 
aus Schäden, Verlusten und sonstigen Veränderun­
gen am herauszugebenden Kunst- und Kulturgut, 
die bis zum Zeitpunkt der Herausgabe eingetreten 
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1352 der Beilagen 3 

sind, können gegen den Bund ,nid1t geltend ge­
macht 'werden. 

(3) Hat die Anmeldestelle ihre Bereitschaft zur 
Hera~sgabe des Kunst- und Kulturgutes erklärt, 
so hat der Anspruchsberechtigte sie binnen vier 
Wochen nach Zustellung der Mitteilung davon in 
Kenntnis zu setzen, an welchem Werktag inner­
halb der Dienststunden und auf welche Weise 
das beansprudlte Gut ausgefolgt werden soll. 
Dieses wird an dem Ort, an dem es sich befindet, 
ausgdolgt, die Ausfolgung geht auf Kosten und 
Gefahr des Anspruchsberechtigten. Kommt der 
'Anmeldestelle ,binnen vier Wochen keine der­
aI'tige Mitteilung zu oder wird binnen vier 
Wochen seit Eingang der Mitteilung bei der 
Anmeldestelleder beanspruchte Gegenstand nicht 
übernommen, so trägt ,der Anspruchsberechtigte 
nicht nur die Gefahr ,des weiteren Gewahrsams, 
sondern er hat auch die notwendigen Baraus­
lagen des Bundes zu ersetzen und eine Vergütung 
für die Aufbewahrung zu leisten. 

§ 5. (1) Kommt die Anmeldestelle zur über­
zeugung, daß ein Herausgabeansprudl nicht be­
steht oder sind auf ein und dasselbe Kunst- und 
Kulturgut zwei oder mehrere Ansprüche von 
verschiedenen Personen erhoben worden, dann 
hat die Anmeldestelle dem Anmelder mitzutei­
len, daß und weshalb sie die Herausgabe ver­
weigert. 

(2) Der Anmelder kann seinen Anspruch auf 
Herausgabe nach Maßgabe der Bestimmungen des 
§ 6 binnen einer Frist von drei Monaten nach 
Zustellung der ablehnenden Mitteilung bei sonsti­
ger Verwirkung gerichtlich geltend machen. 
Innerhalb der gleidlen Frist kann der Anmelder 
eine gerichtlidle Entscheidung beantragen, daß 
die von der Anmeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
gestellten Bedingungen zur Gänze oder in einem 
bestimmten Ausmaß zu entfallen haben. 

(3) Mit der Anrufung des Gerichtes verlieren 
alle Erklärungen der Anmeldestelle über das 
beanspruchte Gut ihre Wirksamkeit. 

(4) Ferner kann der Anmelder, wenn ihm die 
Anme1destelle innerhalb von achtzehn Monaten 
nach Ablauf der in § 2 Abs. 1 festgesetzen An­
meldefrist keine endgültige Erklärung über die 
Herausgabe oder deren Ablehnung zugestellt hat, 
seinen Anspruch binnen einer weiteren Frist von 
sechs Monaten bei sonstiger Verwirkung gericht­
lich geltend machen. 

(5) Die Tage des Postenlaufes für Anträge nach 
Abs. 2 und 4 werden in die Frist nicht einge­
rechnet. 

§ 6. (1) Zur Entsch.eidung über einen gemäß 
§ 5 erhobenen Anspruch ist das Landesgericht 
für Zivilrechtssachen Wien ausschließlic..~ zustän­
dig. 

(2) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung 
einzubringen. In dem Antrag sind die Gründe 

anzuführen, auf ,die der Antragsteller seinen An­
spruch stützt; er hat die Beweismittel hiefür zu 
bezeidmen, soweit sie nicht bereits in .der An­
meldung an die Anmeldestelle angegeben worden 
sind. 

(3) Der Bund hat indem Verfahren die Stel­
lung einer Partei. 

(4) Das Landesgericht für Zivilrechtssachen 
Wien hat eine Ausfertigung des Antrages dem 
Bund Zu Handen der ,Finanzprokuratur zuzu­
stellen. 

(5) Für das Verfahren gelten die Besti~mun­
gen der §§ 1 bis 19 des Gesetzes . über das ge­
.richtlich,e Verfahren in Rechtsangelegenheiten 
außer Streitsachen mit folgenden Besonderheiten: 

a) Die Verhandlung und die Entscheidung 
obliegen dem Einzelrichter. 

b) Die Verhandlung ist öffentlich. Das Gericht 
kann jedoch die öffentlichkeit nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung aus­
schließen, desgleichen wenn Tatsachen .er­
örtert oder bewiesen weIlden müssen, die 
durch die Amtsverschwiegenheit gedeckt 
wären. 

c) Werden wegen desselben Gutes mehrere 
gerichtliche Verfahren von verschiedenen 
Personen beantragt, so sind die Verfahren 

. zu verbinden. 
d) Die Vorschriften derZivilprozeßordnung 

über den Beweis sind sinngemäß ·anzuwen­
·den. 

'e) Die Verweisung auf den Rechtsw.eg und 
das Rechtsmittel der Vorstellung sind un­
zulässig. 

§ 7. In das Eigentum des Bundes geht das 
Kunst- und Kulturgut (§ 1 Abs. 1) über 

a) mit dem Ablauf der Anmeldefrist, wenn 
es innerhalb deren nicht beansprucht wor-' 
den ist, 

b) mit dem ungenützten Ablauf der Frist 
nach § 5 Abs. 2 und 4, . 

c) mit dem Tage des Eintrittes der Rechts­
kraft der gerichtlichen Entscheidung, mit 
welcher das Begehren auf Herausgabe 
abgewiesen wurde, und, falls mehrere 
Herausgabeansprüche auf ein und dasselbe 
Kunst- und Kulturgut erhoben wurden, 
mit dem Tage des Eintrittes der Rechts­
kraft der gerichtlichen Entscheidung, mit 
welcher über den letzten offenen Anspruch 
abweislich entschieden worden ist. 

§ 8. Zur Abgeltung der Ansprüche der "Sam­
melstellen" auf übertragung von Kunst- und 
Kulturgut, das Personen gehört hat, die durch das 
NS-Regime verfolgt wurden, und von diesen 
nicht beansprucht wurde, ist den "Sammelstellen" 
spätestens acht Monate nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes der Betrag von fünf Millionen 
Schilling zu überweisen. 
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4 'l.352:der Beilagen 

§ 9. Alle nach' d,iesemBundesgesetz ,erforder­
lichen Schriften, Amtshandlungen und Rechts­
geschäfte sind von den Stempel- und Rechts­
gebühren, den Bundesverwaltungsabgaben sowie 
den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren be­
freit, soweit sie die Anmeldung bei der Anmelde­
stelle betreffen. 

§ 10. (1) Der Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten hii dafür Sorge zu tragen, daß 
die nach § 1 Abs. 2 verlautbarte Liste bei allen 
österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland 
zur Einsidltnahme aufliegt. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, diese Liste 
während der Dauer der Anmeldefrist (§ 2 Abs. 1) 
zur allgemeinen Einsichtnahme aufzulegen und 

Li s t e 
der im Gewahrsam des Bundesdenkmalamtes be­
findlichen und unter § 1 Abs. 1 dieses Bundes­
gesetzes fallenden Kunst- und, Kulturgegenstände, 

geordnet nach Art und Stückzahlen 
Artikel Stück 

ölbilder ........................... 657 
Miniaturen.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 
Aquarelle (Mischtechnik, Tempera, 

Gouachen) , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 84 
Zeichnungen (PastelJe) ............. . .. 250 
Druckgraphik (Kupferstiche, Radierungen, 

Litho, Holzschnitte) ............... 53 
Plastiken '" '. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43 
Möbel ............................. 35 
Tapisserien .... ~ ... : . . . . . . . . . . . . . . . . 10 

einen Hinweis dara,uf an der Amtstafel anzubrin­
gen. 

§ 11. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Septem­
ber 1969 in, Kraft. 

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes sind. der Bundesminister für Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Unterricht und, soweit die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes' von den Gerichten anzu~ 
wenden sind, der Bundesminister für Justiz 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Pinal1zen, hinsichtlich des § 9 je nach dem 
sachlichen Wirkungsbereich die Bundesregierung, 
der Bundesminister für Finanzen und der Bun­
desminister für Justiz und schließlich hinsichtlidl 
des § 10 Abs. 1 der Bundesminister für Auswär­
tige Angelegenheiten: betraut. 

Anlage 

Artike 

Porzellan ......................... . 
Keramik .......................... . 
Glas ......... , ............... , .... . 
Silber ............................. . 
Bronze 
Kupfer 
Messing 
Waffen 
Textilien ...................... ; ... . 
T~?piche .......................... . 
Munzen ........................... . 
Schriftstücke ....................... . 
10 Kisten Theaterliteratur ........... . 
Bücher ............................ ' 
Diverses .............. , ....... , ... , . 

SIÜck 

154 
23 
80 

365. 
4 
2 
6 

66 
9 

25 
3343 

28 
2981 

114 
86 
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